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Das Internet ist ein wichtiger Bestandteil unseres Alltags.
Entsprechend bedeutsam sind die damit verbundenen
Rechtsfragen. Provider, Anschlussinhaberhaftung,
Datenschutz, Urheberrecht, Social Media, Links, Domains,
Internet-Auktionen und viele weitere Internet-Themen
werden in diesem Buch rechtlich erläutert. Durch einen
klaren Aufbau, über 50 Übersichten und Schaubilder,
prägnante Zusammenfassungen am Ende aller Teilkapitel
sowie 20 instruktive Beispielsfälle gelingt dem Autor eine
besonders anschauliche und verständliche Darstellung.
Hinzu kommt eine Online-Verknüpfung des Buches mit
zentralen Auszügen aus vielen relevanten
Gerichtsentscheidungen.
Das Buch richtet sich an alle, die sich über das
Internetrecht einen Überblick verschaffen wollen. Dazu
gehören Juristen in Ausbildung und in der Praxis ebenso
wie Studierende und Berufstätige anderer Fachrichtungen
mit Internetbezügen (z. B. Informatiker, Softwaretechniker,
PR-Manager).
 
Prof. Dr. Volker M. Haug leitet die Abteilung für
Rechtswissenschaft im Institut für Volkswirtschaftslehre
und Recht der Universität Stuttgart und lehrt dort seit
vielen Jahren u.a. Internetrecht.



Vorwort

Das Internet ist nicht einfach ein Medium wie die
Tageszeitung oder das Fernsehen, sondern es begleitet
unseren Alltag auf Handys, Tablets, PCs und erfasst nahezu
alle Lebensbereiche. Egal, ob man im sozialen Netzwerk
mit Freunden kommuniziert, auf einer
Vermarktungsplattform Einkäufe tätigt, bei einem Wiki-
Auftritt Informationen recherchiert, mit Routenplanern
oder Bahn-Apps Reisen vorbereitet, in der Cloud Daten
verarbeitet oder speichert, Filme und Musiktitel streamt
oder gar herunterlädt, Online-Spielangebote nutzt oder
einfach ziellos umher surft – so gut wie alles, was man im
Netz tut, hat rechtliche Auswirkungen oder stellt einen
rechtlich relevanten Vorgang dar.
Dieses Buch wendet sich an alle, die darüber etwas wissen
möchten. Dabei setzt es weder irgendwelche
Rechtskenntnisse voraus, noch wendet es sich nur an „IT-
Freaks“. In einer möglichst unjuristischen und
verständlichen Sprache erklärt es rechtliche Hintergründe
und Zusammenhänge von internetbezogenen Themen wie
Provider, Contents, Domains, eCommerce oder
eGovernment. Damit eignet es sich zum einen als
Studienbuch für Studierende aller Fachrichtungen, die sich
mit dem Internet beschäftigen. Dazu zählen nicht nur
beispielsweise Informatik- oder Softwaretechnik-
Studierende, sondern auch Studierende der
Rechtswissenschaft mit entsprechenden Interessen oder
Studienschwerpunkten. Zum anderen eignet es sich aber
auch als Nachschlage- oder Informationsbuch für
Internetpraktiker wie Blogger, Webmaster oder
Forenbetreiber.
Die dritte Auflage entwickelt die bewährte Konzeption des
Buches mit drei wesentlichen Innovationen weiter:



•    Neu sind nun 20 praxisbezogene Beispielfälle mit
Lösungen, die Studierenden als Übung für
Klausuraufgaben und anderen als
Veranschaulichungsbeispiele dienen sollen.

•    Außerdem ist mir aus meiner mittlerweile über
20jährigen Lehrpraxis an der Universität Stuttgart gut
bekannt, dass eine Grafik oft mehr leisten kann, als ein
langer Text. Deshalb ist als zweite Weiterentwicklung die
erhebliche Ausweitung der Grafiken, Tabellen und
Schaubilder zu nennen, mit denen die mitunter
komplexen Themen und Zusammenhänge besser
verdeutlicht werden.

•    Schließlich wird das Buch für diejenigen, die den O-Ton
der Gerichte nachlesen möchten, durch den
Internetauftritt „www.grundwissen-internetrecht.de“
ergänzt. Dort finden Sie zahlreiche Urteilsauszüge, die
nach der Gliederung des Buches geordnet sind.

Andere bewährte konzeptionelle Elemente wurden
beibehalten:
•    Die prägnanten Zusammenfassungen am Ende eines

jeweiligen thematischen Abschnitts („Summary“), um die
zentralen Aussagen auf den Punkt zu bringen,

•    die Zusammenstellung von Legaldefinitionen (also
gesetzlicher Originalbeschreibungen) von zahlreichen
internetspezifischen Fachbegriffen im Anhang,

•    zahlreiche weiterführende Literaturhinweise in den
Fußnoten zu Fachaufsätzen, wenn man ein bestimmtes
Rechtsproblem vertiefend nachlesen möchte, und

•    ein ausführliches Stichwortverzeichnis, das das schnelle
Auffinden konkreter Fundstellen im Buch zu bestimmten
Problemen ermöglicht.

Aber natürlich bringt die dritte Auflage auch eine ganze
Reihe inhaltlicher Aktualisierungen. Hierzu zählen die
gewaltige Entwicklung sozialer Netzwerke, staatliche
Überwachungsmaßnahmen vielfältiger Netzaktivitäten
nicht zuletzt durch Nachrichtendienste, Fragen der



Anschlussinhaberhaftung, neue Straftatbestände, Probleme
beim Streaming, die Forderung nach einem „digitalen
Radiergummi“, Klagen wegen der „auto-complete-
Funktion“ bei Suchmaschinen, die neue
Verbraucherrechterichtlinie der EU oder das E-
Government-Gesetz des Bundes.
Bei den Arbeiten an der neuen Auflage habe ich viel
Unterstützung bekommen. Mein besonderer Dank gilt Frau
Rechtsreferendarin Julia Qualmann und den Herren
Rechtsreferendaren Sven Krause und Christian Wilhelm für
vielfältige Hinweise, Anmerkungen und Diskussionen. Mit
praktischen Tipps haben mir auch die IT-Hilfskräfte meiner
Abteilung, Per Guth und Tobias Hirning, geholfen.
Außerdem danke ich meinem Sohn stud. iur. Niko Haug für
seine kritische Beratung bei den Beispielfällen. Weiteren
Dank statte ich meinem akademischen Mentor, Professor
Dr. Siegfried F. Franke, Universität Stuttgart, ab, der mich
vor vielen Jahren zur ersten Auflage inspiriert hat. Last but
not least schließlich schulde ich dem Verlag W.
Kohlhammer Dank für die freundliche Betreuung und die
zügige Drucklegung.
Allen Leserinnen und Lesern wünsche ich einen
größtmöglichen Verständniserfolg mit vielen „Aha-
Erlebnissen“. Aber natürlich ist nichts so gut, dass es nicht
noch besser werden könnte. Daher freue ich mich auf
kritische oder lobende Anmerkungen, Rückmeldungen und
Ratschläge per eMail an „haug@ivr.uni-stuttgart.de“.
Stuttgart, im November 2015
Volker M. Haug
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LPrG BW Landespressegesetz Baden-Württemberg
LT-Drs. Landtagsdrucksache
LTO Legal Tribune Online
   
MarkenG Markengesetz
MDStV Mediendienste-Staatsvertrag
MMR MultiMedia und Recht
m.  w.  N. mit weiteren Nachweisen
   
n.  F. neue Fassung



ngTLD new generic Top Level Domain
NJOZ Neue Juristische Online-Zeitschrift
NJW Neue Juristische Wochenschrift
NSI Network Solutions Inc.
   
OLG Oberlandesgericht
   
p2p peer-to-peer
PAngV Preisangabenverordnung
PartG Parteiengesetz
   
RBÜ Revidierte Berner Übereinkunft zum Schutz

von Werken der Literatur und Kunst
RegTP Regulierungsbehörde für Telekommunikation

und Post
RFC Request for Comments
RIPE NCC Réseaux IP Européen Network Coordination

Centre
RL Richtlinie (als Rechtsakt der Europäischen

Union)
RLöP Richtlinie für die Behandlung von öffentlichen

Petitionen
Rn. Randnummer
RStV Rundfunkstaatsvertrag
RUDRP Rules for Uniform Domain Name Dispute

Resolution Policy
RVG Rechtsanwaltsvergütungsgesetz
   
SigG Signaturgesetz
SigV Signaturverordnung
SLD Second Level Domain
s.  o. siehe oben
StGB Strafgesetzbuch



str. streitig
StrÄndG Strafrechtsänderungsgesetz
s.  u. siehe unten
   
TDG Teledienstegesetz
TKG Telekommunikationsgesetz
TLD Top Level Domain
TMG Telemediengesetz
TRIPS Übereinkommen über handelsbezogene

Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums
   
UDRP Uniform Domain-Name Dispute-Resolution

Policy
UKlaG Gesetz über Unterlassungsklagen bei

Verbraucherrechts- und anderen Verstößen
UrhG Urheberrechtsgesetz
URL Uniform Ressource Locator (Internetadresse)
UWG Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb
   
v.  a. vor allem
VoIP Voice over Internet Protocol (Sprachtelefonie

via Internet)
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz
   
WCT WIPO-Urheberrechtsvertrag
WIPO World Intellectual Property Organization
WiStG Wirtschaftsstrafgesetz 1954
WLAN Wireless Local Area Network (drahtlose lokale

Netzwerke)
WUA Welturheberrechtsabkommen
   
ZG Zeitschrift für Gesetzgebung
ZKDSG Zugangskontrolldiensteschutzgesetz



ZPO Zivilprozessordnung
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
ZSKG Gesetz über den Zivilschutz und die

Katastrophenhilfe des Bundes (Zivilschutz-
und Katastrophenhilfegesetz)

ZugErschwGGesetz zur Erschwerung des Zugangs zu
kinderpornografischen Inhalten in
Kommunikationsnetzen
(Zugangserschwerungsgesetz)

ZUM Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht



Kapitel 1: Einführung

1.1 Das Internet als alltagsprägendes
Massenmedium

1 Im Zentrum des allgemeinen Medienbegriffs steht die
Vermittlerfunktion: Medien zeichnen sich vor allem dadurch aus,
dass sie zwischen Menschen Informationen, Nachrichten und
Meinungen vermitteln. Die Einteilung der verschiedenen Formen
von Medien bewegt sich zwischen den Polen klassische/digitale
Medien und Massen-/Individualmedien. Unter den Klassischen
Medien werden die schon seit langem vorhandenen
Vermittlungsformen verstanden, während mit den Digitalen
Medien die vielfältigen Erscheinungsformen des Internets
bezeichnet werden. Massenmedien wiederum zeichnen sich
dadurch aus, dass sich eine Person oder Personengruppe an eine
nicht mehr überschau- oder begrenzbare Personenmasse wendet,
während über Individualmedien einzelne Personen oder
bestimmbare Personengruppen miteinander kommunizieren:1

Übersicht 1: Medienbegriffe

2 Die digitalen Medien durchbrechen in zwei zentralen Punkten
die bei klassischen Medien geltenden Grenzen:
•    Interaktivität: Bei den digitalen Medien verlieren sich die

Grenzen zwischen Massen- und Individualmedien. So ist
beispielsweise ein Forum oder ein Portal, das weltweit von



jedem User eingesehen werden kann, ein Massenmedium, das
in dem Moment zum Individualmedium wird, in dem der User
mitpostet. Im interaktiven „Mitmach-Web“ wird die „klassische
mediale Einbahnstraße“ von Sendern zu Empfängern
überwunden,2 weshalb die User auch als „Prosumer“ – also
Produzent und Konsument in einer Person – bezeichnet werden.

•    Internationalität: Gleichzeitig zeichnen sich die digitalen
Medien durch eine absolute und grenzenlose Internationalität
aus, womit auch Probleme der erschwerten Kontrolle und
Rechtsverfolgung verbunden sind.

3 Das Internet ist jedoch noch mehr als „nur“ ein Massen- oder
Individualmedium zu Kommunikationszwecken. Es prägt den
Alltag und das Leben der Menschen in vielfacher Hinsicht.
Dadurch verfügt es über eine enorme ökonomische,
gesellschaftliche, politische und schließlich auch rechtliche
Bedeutung. Deshalb hat inzwischen der Bundesgerichtshof die
besondere Querschnittsbedeutung des Internets anerkannt, indem
er den Ausfall des Internetzugangs als ersatzfähigen
Vermögensschaden eingestuft hat.3 In der Begründung dazu heißt
es wörtlich:
„Die Nutzbarkeit des Internets ist ein Wirtschaftsgut, dessen ständige Verfügbarkeit […]
auch im privaten Bereich für die eigenwirtschaftliche Lebenshaltung typischerweise von
zentraler Bedeutung ist und bei dem sich eine Funktionsstörung als solche auf die
materiale Grundlage der Lebenshaltung signifikant auswirkt. […] Damit hat sich das
Internet zu einem die Lebensgestaltung eines Großteils der Bevölkerung entscheidend
mitprägenden Medium entwickelt, dessen Ausfall sich signifikant im Alltag bemerkbar
macht. Die Unterbrechung des Internetzugangs hat typischerweise Auswirkungen, die in
ihrer Intensität mit dem Fortfall der Möglichkeit, ein Kraftfahrzeug zu nutzen, ohne
Weiteres vergleichbar sind.“4

4 Es ist daher nur konsequent, das Internet auch als „kritische
Infrastruktur“ anzusehen. Darunter versteht man
„Organisationen und Einrichtungen mit wichtiger Bedeutung für
das staatliche Gemeinwesen […], bei deren Ausfall oder
Beeinträchtigung erhebliche Versorgungsengpässe bis hin zu
Störungen der öffentlichen Sicherheit oder andere dramatische
Folgen eintreten können“.5 Da wesentliche Bereiche sowohl des
privaten als auch des öffentlichen Lebens ohne Internet nicht
mehr (hinreichend) funktionsfähig sind – wie z.  B. die
Energieversorgung, der Verkehrs- und der Finanzsektor sowie die
Arbeit von Medien, Bildungseinrichtungen und


